
. ~I ~ 11f2~f der Beilagen 211" den 'Stenographischen Protokollen" 

.a<lllll Nationalrat .. s XV. Geiletzgcbullgsperiode 

Republik Öst.{!rreich 
DER BUNDESKANZLER 

Zl. 353.110/27-11I/4/30 

An den 

Präsidenten 
des Nationalrates 
Anton BENYA 

Parlament 
1017 Wie rt 

A lOH Wien, Ba!lha~lsplalz 2 
Tei. (0222) 66 15/0 

270 Mai 1980 

'161 lAS 

1980 -05'" 28 
zu SOS/J 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dro FFJURSTEIN f' HAGSPIEL , 

Dro BLENk und Genossen haben am 18 .. April 1980 ,U11,:er der 
Nr. 505/J,an den B1..U1deskanzler eine schriftliche parlamenta­
rische Anfrage betreffend Konsequenzen der,Bundesregierlmg 
aus der Föderalismus-Enquete gerichtet!) welche folgenden 
Wortlaut hat~ 

, " 

"10 Wird die Bundesregierung aufgrund der Ergebnis~e der 
f'öderalismus-Enquete in ZUkurLft in vermehrten Maße die 

. Zus tim..rnung zu Landesqesetzen erteileno die, die Mi twirkung 
von Bunde s oI'ganert vorsehen ? " ...... -.' . . . 

2 0 Wenn ja, in welchen Fällen können Sie sich eine solche 
.Ä.nderung vorstellen? 

3 .. Welche Punkte g die aufgrund des Beschlusses des Vorarlberger 
Landtages zur Volksabstimmung vorgelegt werden, werden 
Sie im Rahmen der Verhandlungen mit den Landeshauptleuten 
über die Neuordnung des Födera.lismus in Österreich l..L.'1.ter­
stützen?" 

Ich beehre mich, namens des Bundeskanzlers diese Anfrage 
wie folgt zu beantworteno 
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Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren nur sehr selten 
ihre zus timrnung gemo Arto 97 Abs o 2 B-VG zu Landesgesetzen 
veM.'eigert, die die Mitwirkung von Bundesorganen vorsehen .. 
So verweigerte die Bundesregierung in den Jahren 1974 -
1977 je einmal, 1973 dreima1 9 1979 zweimal und 1980 bisher 
einmal diese Zustimmung. 

Gemessen an der Gesamtzahl der in diesem Zei'traum der Bundes­
regierung im Verfahren gemäß Art.. 98 hz.w.. /\rt 0 97· ( 2) B-VG 

vorgeleg·ten Gesetzesbeschlüsse der Landte_ge l die weit über 

1000 betrug, ist dies ein äußerst gering-er Anteil .. Im Hinblick 
darauf is t eine Aus sage 9 daß die B1.mdesregierung V!in Zukunft 

. in ·verrnehrt(~mHaße" diese Zustimmung erteilen 'vird, schon 
aus tatsächlichen Gründen nicht sachgerechto Dazu kommt 

noch, daß die' Erteilung der Zustümnu.ng nach Lage des Einzel­

falles zu beurteilen ist .. Eine genereile Aussage hiezu ist 
nicht möglich .. 

Die' Bundesregierung wird auch in Zukunft ihre bisherige 
Praxis, in äußers t zurückhaI tender vleise von der Verweigerung 

. ihres Zustinunungsrechtes gemäß Arto97 Abso 2 B-VG Gebrauch 
zu. machen nicht ändern" Darüber hinausgehende generelle 
Zusagen kannen nicht gemacht verdeno 

I 

Zu Fracre 3 : 
".,;; --

Ob und - wenn ja welche Punkte des 
beschlusses p der z.ur Volksabstimmung 
seitens des Bundeskanzlers in seinen 

Voraylberger Landtags­
vorgelegt werden soll, 
Verhandlungen mit den 

Landeshauptmännern über die Neuordnu..VJ.g des Föderalismus 
unterstützt werdenj) kann sinnvolleT'Jleise wohl erst nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses dieser VOlksabs-cimmung beurteilt 
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werden .. Es darf Verständnis dafür erwartet werden, daß es 

nicht möglich erscheint!1 programmatische Erkläru::'lgen hinsichtlich 
von Forderungen abzugebenf) dere:!1. Inhalt noch nicht feststehto 

Zum anderen könnten zum jetzigen zei tp1..l.nkt StellungnarL'nen 

'des Bundeskanzlers zu Fragen, die Gegenstand einer Vorarlberger 

Volksabstimmung sind~ als Beeinflussung der !-1.einu.ngsbildung 

der Vorarlberger Bevölkerung a~gesehen werden, zu der ich 
mich nicht berufen erachte 0 

Der den Bundeskanzler 
gemäß Art o 69 Abs. 2 B-VG 
vertretende Vizekanzler 

/1 
ANDROSCH 
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